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16 Zweite Verordnung 


betreffend Vermehrung und Erhaltung von Arbeitsgelegenheiten. 
Vom 17. 1. 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 22 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 31 (G. Bl. S. 719) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 28. 6. 32 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Kurzarbeit s 

Zur Vermehrung und Erhaltung von Arbeitsgelegenheiten, insbeſondere zur Mehreinſtellung von 
Arbeitnehmern oder zur Vermeidung der Entlaſſung von Arbeitnehmern kann und ſoll möglichſt in 
allen Betrieben oder ſelbſtändigen Betriebsabteilungen eine Verkürzung der Arbeitszeit (Kurzarbeit) 
der Arbeitnehmer eingerichtet werden. f 3 

Falls der Arbeitgeber und die Arbeitnehmer über die Einführung ſolcher Kurzarbeit keine Ge⸗ 
ſamtvereinbarungen (Tarifverträge oder Betriebs vereinbarungen) erzielen können, ſind ſowohl der Ar⸗ 
beitgeber als auch die Arbeitnehmer, vertreten durch ihre geſetzlichen Arbeitnehmervertretungen in 
dieſen Betrieben oder durch ihre wirtſchaftlichen Vereinigungen berechtigt, den Schlichter (wal. 8 5 
Ub}. 1) anzurufen. Der Schlichter Joll derartigen Anträgen auf Einführung von Kurzarbeit nach Maß⸗ 
gabe näherer im Schiedsſpruche feſtzulegender Bedingungen grundſätzlich entſprechen, ſofern nicht ganz 
beſondere Gründe vorliegen, welche die Einführung von Kurzarbeit behindern. 

In der Regel ſoll eine Verkürzung der Arbeits zeit bis auf 40 Stunden wöchentlich erfolgen; der 
Schlichter (§ 5 Abſ. 1) kann jedoch auf Antrag des Arbeitgebers oder der Arbeitnehmer, vertreten 
durch ihre geſetzlichen Arbeitnehmervertretungen in den Betrieben oder durch ihre wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigungen eine über die Grenze der 40⸗ſtündigen wöchentlichen Arbeitszeit hinausgehende Kürzung der 
Arbeitszeit feſtſetzen. 

Das Verfahren vor dem Schlichter regelt ſich nach § 5 Abſ. 2. 

Als Arbeitnehmer gilt, wer nach dem Geſetz betreffend Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 7. 7. 31 (G. Bl. S. 670) als Arbeitnehmer anzuſehen iſt. 


8 2 
Steuerbefreiung des Arbeitgebers 
Der Senat kann Arbeitgebern Befreiung von der Lohnſummenſteuer gewähren, ſofern ſie zur Ent⸗ 
laſtung des Arbeitsmarktes mittelbar oder unmittelbar beigetragen haben, insbeſondere durch Ein⸗ 
führung von Kurzarbeit; die Befreiung von der Lohnſummenſteuer kann widerrufen werden, wenn 
dieſe Vorausſetzung hierfür nicht mehr vorliegt. 
§ 3 


Kurzarbeiterlohn 
Wird die Arbeitszeit auf Grund des § 1 verkürzt, fo tritt eine entſprechende Kürzung des Lohnes 
oder Gehaltes der mit verkürzter Arbeitszeit beſchäftigten Arbeitnehmer ein. 
Alle von der Kurzarbeit betroffenen Arbeitnehmer haben Anſpruch auf Gewährung von Kurz⸗ 
arbeiterunterſtützung entſpr. § 21 des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes vom 28. 3. 22 in der Faſſung 
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vom 13. 2. 31 (G. Bl. S. 29) und vom 2. 12. 32 (G. Bl. S. 826); die zur Durchführung der Kurz⸗ 
arbeit neu eingeſtellten Arbeitnehmer, welche ebenfalls von der Kurzarbeit betroffen werden, haben den 
gleichen Anſpruch. 
8 4 
Außerkrafttreten tarif vertraglicher Beſtimmungen 
3 Kraft befindliche Geſamtvereinbarungen können zwecks Durchführung von Kurzarbeit entſprechend 
8 1 mit einmonaklicher Frit zum Monatsende aufgekundigt werden, wenn fie keine Beſtimmungen 
über Einrichtung von Kurzarbeit enthalten. 
8 5 
Schlichter 
Soweit nach vorſtehenden Beſtimmungen eine Abänderung beſtehender oder der Abſchluß neuer 
Geſamtvereinbarungen, insbeſondere hinſichtlich der Feſtſetzung des Lohnes der mit Kurzarbeit beſchäf⸗ 
tigten Arbeitnehmer erforderlich erſcheint, erfolgt die Hilfeleiſtung zum Abſchluß derſelben (§ 7 des 
Geſetzes über das Schlichtungsweſen) durch einen oder mehrere vom Senat zu beſtellende Schlichter. 
Für das Verfahren gelten die Vorſchriften des Geſetzes über das Schlichtungsweſen vom 4. 2. 30 
(G. Bl. S. 49) mit der Maßgabe, daß ein neues Schlichtungsverfahren von Amts wegen oder auf 
Antrag auch während der Geltungsdauer einer Geſamtvereinbarung eingeleitet werden kann, wenn es 
das öffentliche Intereſſe erfordert. 
§ 6 
Erſchwerung von Überftunden 
Überſtunden bedürfen entſprechend den geltenden geſetzlichen Beſtimmungen der Genehmigung des 
Gewerbeaufſichtsamtes, außerdem iſt für jede Arbeitsſtunde über die 48⸗ſtündige wöchentliche oder 
96⸗ſtündige zweiwöchenkliche Arbeitszeit hinaus dem Arbeitnehmer ein Überſtundenzuſchlag von minde⸗ 
ſtens 20 v. H. des normalen Stundenlohnes oder Gehaltes zu bezahlen, wenn nicht durch eine Geſamt⸗ 
vereinbarung oder durch verbindlichen Schiedsſpruch der Schlichtungsbehörden oder durch ſchriftlichen 
Einzelarbeitsvertrag andere Überſtundenzuſchläge feſtgeſetzt find. Der Senat kann nähere Beſtimmungen 
darüber erlaffen, für welche Sonderarbeitnehmer dieſer Anſpruch auf berſtundenzuſchlag nicht gilt. 


8 7 
Genehmigungspflicht für neu aufzuſtellende Ma ſchinen und Apparate 
Maſchinen und Veränderungen der Betriebsein richtungen ſowie Apparate, die geeignet ſind, die 
Zahl der Arbeitnehmer in einem Betriebe zu verringern, bedürfen zu ihrer Inbetriebnahme der Ge⸗ 
nehmigung des Staatl. Gewerbeaufſichtsamtes. Die Genehmigung kann mit Bedingungen verbunden 
werden. 

n Will das Staatl. Gewerbeaufſichtsamt die Genehmigung nicht erteilen, ſo entſcheidet über die Er⸗ 
teilung oder Verſagung der Genehmigung ein ſtändiger Ausſchuß. Dieſer Ausſchuß beſteht aus zwei 
Vertretern des Senats, zwei Vertretern der Handelskammer und je einem Vertreter der Handwerks⸗ 
kammer und der Intereſſenvertretung der Landwirtſchaft ſowie einem Vertreter der Arbeitnehmer. Für 
jedes der gewählten Mitglieder iſt ein Vertreter zu wählen. Den Vorſitzenden des Ausſchuſſes be⸗ 
init der Senat. Der Ausſchuß entſcheidet mit einfacher Stimmenmehrheit; er iſt beſchlußfähig, wenn 
mindeſtens 3 Mitglieder anweſend find. Bei Stimmengleichheit gilt die Genehmigung als erteilt. 

Die Genehmigung ſoll nicht verſagt werden, wenn die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber der auslän⸗ 
diſchen Induſtrie in Frage geſtellt iſt. 

Das Verfahren und die Entſcheidungen über die Erteilung und Verſagung der Genehmigung ſind 
gebühren⸗ und ſtempelfrei. 

§ 8 
Strafbeſt immungen 

Wer es unternimmt, durch wiſſentlich unrichtige Angaben die in § 2 aufgeführten Erleichterungen 
zu erlangen, wird mit Geldſtrafe bis zu 6000 Gulden oder mit Gefängnis bis zu 6 Monaten beſtraft, 
ſofern nicht nach den geltenden Strafgeſetzen eine härtere Strafe verwirkt iſt. Wer den Beſtim⸗ 
mungen des § 7 Abſ. 1 zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 3000 Gulden oder mit Gefäng⸗ 
nis bis zu 3 Monaten beſtraft; gleichzeitig iſt auf die Einziehung der Maſchinen oder Apparate zu er⸗ 
kennen ohne Rückſicht darauf, ob ſie dem Täter oder einem der Teilnehmer gehören; im Wiederholungs⸗ 
falle kann auf Unterſagung der Fortführung des Betriebes erkannt werden. 

War bei Vergehen gegen die Arbeitszeitbeſtimmungen der Täter bereits einmal wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen die Arbeitszeitbeſtimmungen rechtskräftig verurteilt, ſo tritt im Wiederholungsfalle, 
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falls die Straftat vorſätzlich begangen wird, Geldſtrafe von 100 bis 3000 Gulden, im Unvermögens⸗ 


falle Gefängnisſtrafe ein. Die Anwendung dieſer Vorſchrift bleibt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Rechts⸗ 
kraft der letzten Verurteilung bis zur Begehung der neuen Straftat 3 Jahre verfloſſen ſind. 


8 9 
Durchführungsbeſtimmungen 
Der Senat kann zur Durchführung dieſer Verordnung Rechts- und allgemeine Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften erlaſſen; er kann auch ergänzende Vorſchriften erlaſſen, ſoweit er dies für erforderlich hält, um 
den Zweck dieſer Verordnung zu erreichen. 
§ 10 


Inkrafttreten 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft; gleichzeitig tritt die Verordnung 
zur Vermehrung und Erhaltung von Arbeitsgelegenheiten vom 2. Dezember 1932 (G. Bl. S. 825) außer 
Kraft. 
Danzig, den 17. Januar 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 


17 Rechtsverordnung 
betr. Hefefabrilen. Vom 13. 1. 1933. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 23 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 
§ 1 


Die Errichtung und Inbetriebſetzung von Fabriken zur Herſtellung von Hefe bedarf der Genehmigung 
des Senats. Der Senat ſoll die Genehmigung verſagen, wenn kein Bedürfnis vorliegt. 


2 
Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig. i 
§ 3 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 13. Januar 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 


| 2 Tc 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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